
Auf einen Blick
•	 Der Bundestag sollte die Bundesregie-

rung auffordern, regelmäßig nationale Sicher-
heitsstrategien vorzulegen. Hierfür müssen die 
institutionellen Grundlagen geschaffen und 
ein systematischer Prozess entworfen werden.

•	E ine nationale Sicherheitsstrategie darf 
nicht allein aus Perspektive der internationa-
len Sicherheit entwickelt werden. Sie muss die 
innere Sicherheit gleichrangig berücksichtigen.

•	 Zusätzlich braucht es eine strategische 
Überprüfung der Haushalte für innere und äu-
ßere Sicherheit.
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Innere Sicherheit gleich-
rangig mitdenken
Anforderungen für die Entwicklung  
einer nationalen Sicherheitsstrategie 

Angesichts des russischen Angriffskrieges gegen die Ukraine 
hat sich die Diskussion um die deutsche Sicherheitspolitik 
geradezu explosionsartig entwickelt. Die Begriffe einer „Zei-
tenwende“ und einer sicherheitspolitischen „180°-Wende“ 
finden besonders viel Resonanz. Dabei ist das Bild der 
180°-Wende durchaus problematisch. Während es für Ein-
zelentscheidungen wie z. B. die Waffenlieferungen an die 
Ukraine noch passen mag, zeigt der Blick auf das gesamte 
Spektrum der Sicherheitspolitik, dass hier kein abrupter 
Kurswechsel um 180° stattfindet. Denn Deutschland, seine 
Alliierten und andere Partner haben durchaus auf die russi-
sche Annexion der Krim und den Krieg in der Ostukraine 
reagiert. So wurden Sanktionen verhängt und der deutsche 
Verteidigungshaushalt wurde von 32,44 Milliarden Euro in 
2014 auf 46,93 Milliarden Euro in 2021 erhöht – ein Zu-
wachs von 44 Prozent in sieben Jahren. Die Reaktion des 

Westens und insbesondere Deutschlands blieb allerdings re-
aktiv und hat weitgehend darauf verzichtet, selber an der Es-
kalationsspirale zu drehen: sowohl in den Jahren seit 2014 
als auch in den Wochen und Monaten des russischen Auf-
marsches 2021/2022. Gerade im Kontrast zum Bemühen des 
Westens, der Eskalation keinen Vorschub zu leisten, wurde 
die Aggressivität und die Völkerrechts- und Menschenrechts- 
verachtung im jüngsten Vorgehen der Russischen Födera- 
tion unter Wladimir Putin besonders deutlich sichtbar. 
Wenn jetzt ein Sondervermögen für die bessere Ausstattung 
der Bundeswehr auf den Weg gebracht wird und die Vertei-
digungsausgaben dauerhaft auf über zwei Prozent des Brut-
toinlandsprodukts (BIP) steigen sollen, wird die bisherige 
Politik der Lage angemessen verstärkt und ein deutliches 
politisches Signal nach innen wie außen gesendet. Eine 
180°-Wende der deutschen Sicherheitspolitik insgesamt be-
deutet das hingegen nicht. 

Angesichts dieser Bereitschaft, in großem Umfang zusätzli-
che Ressourcen für die Sicherheitspolitik zu mobilisieren, stellt 
sich die Frage, wofür diese eingesetzt werden. Damit rückt ein 
bisher kaum wahrgenommenes Projekt des Koalitionsvertrags 
ins politische Rampenlicht: die Entwicklung einer nationalen 
Sicherheitsstrategie.

Die Forderung nach einer nationalen Sicherheitsstrategie ist 
nicht neu. Was aber soll sie überhaupt leisten? Im Kern han-
delt es sich bei einer nationalen Sicherheitsstrategie um einen 
Plan, der beschreibt, wie man die eigenen sicherheitspoliti-
schen Ziele mit begrenzten Ressourcen in einem kompetiti-
ven Umfeld erreichen möchte. Sie zeichnet sich also dadurch 
aus, dass sie:
i)		  die eigenen sicherheitspolitischen Interessen und Ziele 

klar definiert und priorisiert; 
ii)		 die eigenen begrenzten Ressourcen in Rechnungen stellt 

und den strategischen Prioritäten zuordnet;

Die sicherheitspolitische  
Zeitenwende und der Bedarf für 
mehr Strategie

Der Sinn einer nationalen  
Sicherheitsstrategie
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iii)	 andere Akteure (staatliche ebenso wie nichtstaatliche) be-
rücksichtigt. 

Ohne klare Prioritäten bei Zielen und Interessen und ohne 
Berücksichtigung der begrenzten Ressourcen läuft eine Stra-
tegie Gefahr, zu einem endlosen Waschzettel zu werden. Und 
dieser bietet eben genau das nicht, was sich jeder intuitiv von 
einer Strategie erwartet: eine klare Orientierung. Und wenn 
man andere Akteure und deren Perspektiven ignoriert, ver-
fehlt man den Kern des Problems: die Suche nach Sicherheit 
in einem Umfeld mit vielen anderen staatlichen und nicht-
staatlichen Akteuren, die potenziell deutsche Sicherheitsinter-
essen bedrohen (oder befördern1) können und die sich umge-
kehrt von deutscher Sicherheitspolitik bedroht fühlen kön-
nen. 

Der Ausgangspunkt einer Strategie im Sinne übergreifen-
der nationaler Sicherheitsinteressen sollte zudem für die ver-
schiedenen Staaten ähnlich sein. Tatsächlich kann man den 
von Lettow (2021: 120) für die USA stipulierten Dreiklang 
weitgehend unverändert für den deutschen Kontext überneh-
men:
1. 		 Die physische Sicherheit des Staates und seiner Bürger_

innen2  
2. 		 Die Aufrechterhaltung des Verfassungssystems und des 

ihm zugrundeliegenden Wertesystems 
3. 		 Ein förderliches internationales Umfeld

Ähnlich wie Biscop (2021: 3) könnte man noch explizit die 
ökonomische Prosperität und das effektive Funktionieren der 
Europäischen Union (EU) ergänzen. Diese ergeben sich aber, 
ebenso wie weitere konkrete Interessen (allen voran der Schutz 
des Klimas), auch zwingend aus den von Lettow genannten 
drei übergreifenden Interessen.

Schon anhand dieser abstrakten Beschreibung der Ziele ei-
ner Sicherheitsstrategie und der zentralen Sicherheitsinter-
essen eines (jeden) Staates wird offensichtlich, dass die nati-
onale Sicherheitsstrategie nicht allein für die internationale 
Sicherheitspolitik und ihre Akteure relevant ist. Die deut-
sche strategische Diskussion beschränkt sich bisher aller-
dings zu großen Teilen auf die „strategic community“ der 
internationalen Sicherheitspolitik. Entsprechend findet sich 
die Forderung nach einer nationalen Sicherheitsstrategie im 
Koalitionsvertrag auch nur im Abschnitt zur internationalen 
Politik. Im Abschnitt zur inneren Sicherheit findet sich hin-
gegen weder im Sondierungspapier noch im Koalitionsver-
trag eine Referenz hierzu. Gerade mit Blick auf die dort er-

wähnten großen Projekte, wie die Einführung einer Über-
wachungsgesamtrechnung, den Ausbau des periodischen Si-
cherheitsberichts, die Überprüfung der deutschen Sicher-
heitsarchitektur, die Neustrukturierung des Bevölkerungs-
schutzes und die „strategische“ Neustrukturierung der Kon-
zeption zivile Verteidigung, ist eine Verknüpfung mit der 
nationalen Sicherheitsstrategie allerdings unerlässlich. Es ist 
hierbei wichtig zu betonen, dass es nicht etwa darum geht, 
en passant die operative Trennung zwischen innerer und äu-
ßerer Sicherheit aufzuweichen. Es geht vielmehr darum, 
dass man sich angesichts der unbestrittenen Überlappungen 
und Wechselwirkungen zwischen inneren und äußeren Risi-
ken und Bedrohungen auf eine gemeinsame Analyse, Be-
wertung und übergreifende Strategie verständigt. 

Schaut man auf die Strategiepraxis unserer internationalen 
Partner, so finden sich durchaus Unterschiede, welche Politik-
bereiche wie weit von einer nationalen Sicherheitsstrategie 
abgedeckt werden. So sollte sich beispielsweise die neue nati-
onale Sicherheitsstrategie Belgiens vornehmlich auf externe 
Bedrohungen konzentrieren, während rein interne Bedro-
hungen primär durch ein separates Dokument behandelt wer-
den (Biscop 2021: 3). Nichtsdestotrotz trägt die im Februar 
veröffentlichte Strategie Fragen der inneren Sicherheit sehr 
substantiell Rechnung. In den benachbarten Niederlanden 
ging die nationale Sicherheitsstrategie aus 2007 zunächst von 
der inneren Sicherheit aus. Fragen der internationalen Sicher-
heit wurden in 2013 ausführlicher in einer separaten Interna-
tional Security Strategy behandelt (Ballin et al 2020: 73). Die 
aktuelle Nationale Sicherheitsstrategie aus 2019 berücksich-
tigt beide Dimensionen. In vielen anderen aktuellen nationa-
len Sicherheitsstrategien werden ebenfalls sowohl interne als 
auch externe Sicherheitsbedrohungen und Risiken adressiert. 
In der Gesamtschau sprechen viele Gründe dafür, dass eine 
nationale Sicherheitsstrategie sowohl Bedrohungen und Risi-
ken „von außen“ wie auch solche „von innen“ systematisch 
analysieren und einordnen sollte. Sie sollte also einen ganz-
heitlichen Rahmen abstecken, in dem sich nachgeordnete 
Strategiedokumente für interne und für externe Sicherheit 
einordnen.

Für die internationale Sicherheitspolitik existieren bereits 
Teilstrategien auf nationaler Ebene und gemeinsame Strategi-
en auf internationaler Ebene (in der NATO ebenso wie der 
EU). Im Bereich der inneren Sicherheit hingegen gibt es eine 
öffentlich zugängliche strategische Orientierung bisher nur 
auf internationaler Ebene. Vor allem nach der Etablierung des 
„Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts“ mit dem 
Vertrag von Amsterdam und dem Übergang entsprechender 
Politikbereiche von der zwischenstaatlichen Zusammenarbeit 
zur supranationalen Zusammenarbeit entfaltete sich hier eine 
bemerkenswerte, wenn auch vielleicht oft zu wenig beachtete, 
Dynamik3: Von der internen Sicherheitsstrategie der EU von 

3    Eine gute Übersicht und Einordnung der Entwicklungen bis zur Etablie-
rung der EU-Sicherheitsunion bieten Bossong und Hegemann (2019).

Nationale Sicherheitsstrategie  
sollte innere und äuSSere Sicher-
heit umfassen

Strategische Kulturen jenseits der 
internationalen Ressorts

1    Vollkommen zu Recht betont Suzanne Raine, dass eine richtige Ein-
schätzung und Bewertung der Intentionen unserer Alliierten und Partner 
genauso wichtig für sicherheitspolitische Entscheidungen sind, wie diejeni-
gen (potenzieller) Rivalen oder Gegner (Raine 2022).
2    Lettow spricht anstelle des Staates von der Nation (siehe Lettow 2021: 
120). Diese erscheint aber gerade für eine zielgenaue Strategieentwicklung 
zu amorph, sodass hier der Staat als Bezugspunkt genutzt wird.
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2010 und 2015 über die Agenda für die innere Sicherheit von 
2015 bis hin zur jüngsten Strategie für die EU-Sicherheitsuni-
on (European Commission 2020). Umso bemerkenswerter ist 
die Leerstelle auf nationaler Ebene. Dabei war zeitgleich zur 
Entwicklung des Weißbuches zur Sicherheitspolitik Deutsch-
lands und zur Zukunft der Bundeswehr in 2006 ursprünglich 
offenbar auch ein paralleler Weißbuch-Prozess für den Be-
reich der inneren Sicherheit geplant. Er wurde aber laut Pres-
seberichterstattung nicht abgeschlossen (siehe Junge 2008). 
Die Formulierung einer nationalen Sicherheitsstrategie könn-
te nun einen wichtigen Impuls für das Bundesinnenministeri-
um geben, sich intensiv in der Strategieentwicklung zu enga-
gieren. Neben der Beteiligung an der Diskussion zur nationa-
len Sicherheitsstrategie sollte auch eine eigene Teilstrategie 
innerer Sicherheit entwickelt werden. Diese müsste auch – 
vermittelt über die Innenministerkonferenz (IMK) – mit der 
Ebene der Bundesländer abgestimmt werden. Angesichts der 
grundgesetzlichen Vorgabe, dass die Länder im föderalen 
Verbund wichtige Aufgaben im Bereich der inneren Sicher-
heit wahrnehmen, müssen sie unbedingt in die Strategiedis-
kussion und -entwicklung einbezogen werden. Sie sind pri-
mär für die Frage der Gefahrenabwehr in der Bundesrepublik 
zuständig, sodass die Landesinnenministerien und die Staats-
kanzleien auch ein hohes Eigeninteresse an diesem Strategie-
prozess haben sollten. 

Neben den Innenministerien in Bund und Ländern gilt es 
aber auch, weitere Akteure in die Entwicklung einer nationa-
len Sicherheitsstrategie und einer Teilstrategie innerer Sicher-
heit systematisch einzubeziehen, allen voran das Justiz- und 
Finanzressort. So sind die Justizministerien einerseits das Pen-
dant zu den Innenministerien mit Blick auf Fragen der Sicher-
heitsgesetzgebung und Kriminalpolitik im Inneren. Anderer-
seits spielen aber auch der Generalbundesanwalt und die 
Oberlandesgerichte bzw. die obersten Bundesgerichte eine 
wichtige Rolle mit Blick auf Staatsschutzverfahren in den Be-
reichen Terrorismus, Spionage und Völkerstrafrecht. Die vie-
len rechtlichen und völkerrechtlichen Untiefen, die beim Krieg 
gegen den Terrorismus offensichtlich wurden, sind ein mah-
nendes Beispiel dafür, dass Sicherheitspolitik im Inneren und 
im Äußeren mit Fragen der Rechtspolitik aufs Engste verbun-
den sind – die jüngsten Anzeigen und Prozesse gemäß Völker-
strafgesetzbuch sind ein weiteres solches Beispiel. Die Finanz-
ministerien sind schließlich für die Ausgestaltung und Priori-
sierung der erforderlichen Mittel in den Haushalten und damit 
für die Umsetzung der nationalen Sicherheitsstrategie ent-
scheidende Akteure. Gerade dieser Aspekt von Strategiebil-
dung wird im Bereich der Sicherheitspolitik bisher aber gera-
dezu sträflich vernachlässigt.

Die Entwicklung einer nationalen Sicherheitsstrategie darf 
nicht nur als einmaliges Unterfangen angelegt werden. Der 
Bundestag sollte zu diesem Zweck zunächst in einem Ent-
schließungsantrag „Strategiefähigkeit“ die Bundesregierung 
auffordern, wichtige neue Elemente für ein strategisches 
Ökosystem einzurichten. So sollte die Entwicklung einer na-
tionalen Sicherheitsstrategie zukünftig nicht mehr von einem 
einzelnen Fachressort, sondern von einem Strategiestab im 
Bundeskanzleramt koordiniert und vom Bundeskanzler für 
die Bundesregierung verantwortet werden.4 Gleichzeitig gilt 
es an dieser Stelle einem möglichen Missverständnis vorzu-
beugen: Ein solcher Strategiestab sollte nicht mit dem von 
manchen Beobachter_innen geforderten Nationalen Sicher-
heitsrat verwechselt werden. Es geht bei einem Strategiestab 
im Kanzleramt nicht um die operative Steuerung und Koor-
dination der Sicherheitspolitik. Es geht um die Verortung 
dessen, was Brozus et al (2022: 7) als strategiepolitische „Ko-
härenz-Kompetenz“ bezeichnen. 

Neben der Einrichtung eines Strategiestabs im Bundes-
kanzleramt sollten zudem Strategiestäbe oder -beauftragte in 
den relevanten Ressorts und Staatskanzleien etabliert werden. 
Weiterhin sollte ein interdisziplinärer Sachverständigenrat für 
strategische Vorausschau eingerichtet werden. In Ergänzung 
zu den entsprechenden regierungs- und behördeninternen 
Kapazitäten für Vorausschau sollte er dem Parlament und der 
Regierung helfen, den strategischen Horizont zu erweitern5 
und auch ressortübergreifende und systemische Dynamiken 
und Probleme zu identifizieren. Zudem wäre es für die öffent-
liche Debatte zu einer nationalen Sicherheitsstrategie wichtig, 
in Ergänzung zu eingestuften Risiko- und Bedrohungsanaly-
sen der Nachrichtendienste auch eine Open Source basierte 
Risiko- und Bedrohungsanalyse in Auftrag zu geben. Diese 
könnte beispielsweise von einem breit aufgestellten Experten-
netzwerk erarbeitet und als Anhang zur Sicherheitsstrategie 
veröffentlicht werden, wie im Falle der Niederlande (ANV 
2019). Schließlich sollte eine parlamentarische Schnittstelle 
für strategische Fragen eingerichtet werden. Anstelle eines 
neuen Ausschusses im Bundestag, wie ihn Major et al. (2021: 
31) fordern, sollte aber zunächst nur eine gemeinsame parla-
mentarische Konferenz für nationale Sicherheit mit beraten-
der Funktion eingerichtet werden. Diese könnte Mitglieder 
des Bundestags und der Länderparlamente regelmäßig zur 
Diskussion strategischer Fragen der nationalen Sicherheit zu-

4    Die Bedeutung der Steuerung des Prozesses zur Erstellung einer natio-
nalen Sicherheitsstrategie durch das Bundeskanzleramt wird beispielsweise 
von Giegerich/Jonas (2012: 134) betont, und in der Analyse der  Wissen-
schaftlichen Dienste des Bundestags (2015: 14) wird unter Verweis auf die 
ausgewertete Literatur das Argument wie folgt wiedergegeben: „Für ihre 
Entwicklung bedarf es jedoch eines unter zentraler politischer Führung 
(Bundeskanzleramt) stehenden Prozesses (…)“.
5    So betont Uecker (2022: 9), dass Vorausschau die Vorbedingung für 
erfolgreiche langfristige Strategieentwicklung sei. Ackermann und Bindena-
gel schlagen in der gleichen Logik konkret die Einrichtung eines Sachver-
ständigenrats für strategische Vorausschau nach dem Vorbild des Rats der 
Wirtschaftsweisen vor (siehe Ackermann/Bindenagel 2018: 258). 

Die Grundlagen für ein  
strategisches Ökosystem per  
Gesetz legen
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sammenbringen und als parlamentarische Schnittstelle für die 
Entwicklung und Implementierung eines regelmäßigen Stra-
tegieprozesses fungieren (eine Übersicht möglicher Bausteine 
eines strategischen Ökosystems bietet Abbildung 1).

 Die Einrichtung eines solchen strategischen Ökosystems 
dürfte mindestens ein Jahr dauern, wenn nicht länger. Das 
Auswärtige Amt hat allerdings bereits jetzt einen Prozess zur 
Erstellung einer nationalen Sicherheitsstrategie angekündigt 
und initiiert. Er scheint eher weniger umfassend angelegt, als 
hier skizziert und Major und Mölling (2022: 66) weisen zu-
recht auf den vergleichsweise kurzen Zeitrahmen bis Ende 
2022 hin, der für den Strategieprozeß vorgesehen ist. Die Tat-
sache, dass die Federführung für den Prozess beim Auswärti-
gen Amt liegt, lässt erahnen, dass hier nur selektiv über den 
Tellerrand der internationalen Sicherheitspolitik hinausge-
schaut werden dürfte. Die Auftaktrede der Außenministerin 
(Baerbock 2022) ging zwar über den Bereich der engeren Si-
cherheitspolitik deutlich hinaus und unterstrich beispielsweise 
völlig zu Recht die Bedeutung der Klimakrise, die zum integ-
ralen Bestandteil der Sicherheitsstrategie werden soll. Aspekte 
innerer Sicherheit scheinen aber nur punktuell in der Rede auf 
(wo es um Kompetenzen im Bereich Cyberabwehr geht) und 
werden darüber hinaus nicht systematisch berücksichtigt. 
Gleiches gilt für die Perspektive der Bundesländer. Angesichts 
der bereits konstatierten Unterschiede in der strategischen 
Kultur zwischen Akteuren innerer und äußerer Sicherheit6 
wird ein echter Brückenschlag aber nicht ohne gründliche 
Vorbereitung und „Ownership“ aufseiten der Akteure der In-
nenpolitik zu bewerkstelligen sein.

Es bieten sich zwei Optionen zum Umgang mit diesem 

praktischen Dilemma: Die erste Option wäre es, den jetzt be-
gonnenen Prozess zu beschleunigen, bewusst nur eine Inte-
rimsstrategie mit Fokus auf Fragen der internationalen Sicher-
heit vorzulegen und einen umfassenden Strategieprozess mit 
längerem Vorlauf in 2023 zu durchlaufen. Auch die neue US-
Administration von Präsident Joe Biden hatte sich im ersten 
Jahr ihrer Amtszeit zunächst mit einer „Interim National  
Security Strategic Guidance“ beholfen. Eine neue nationale  
Sicherheitsstrategie der USA lässt auch über ein Jahr nach 
Amtsantritt noch auf sich warten. Es spräche nichts dagegen, 
dass die Bundesregierung diesem Muster folgt. Alternativ 
könnte man den jetzt begonnenen Strategieprozess, so gut es 
unter den institutionellen Voraussetzungen möglich ist, aus-
weiten und Aspekte sowie Akteure der inneren Sicherheit ganz 
gezielt und so systematisch wie möglich einbeziehen. In dem 
Falle würde sich die Strategieentwicklung vermutlich bis in 
2023 hinziehen müssen.

Das strategische Werk ist mit der Erstellung einer nationalen 
Sicherheitsstrategie aber bei Weitem nicht abgeschlossen. 
Denn nur wenn sich die Strategie auch in der Haushaltspla-
nung widerspiegelt, kann sie ihr wahres Potenzial entfalten. 
Dies bringt Malcom Chalmers vom Royal United Services In-
stitute (RUSI) in seiner Analyse der strategischen Prioritäten 
des Vereinigten Königreichs wie folgt auf den Punkt: „Strate-
gy is, most of all, about priorities. In order to reveal the un-
derlying strategic priorities of the government, it is important 
to look at where the money is being spent, and where it is 
not“ (Chalmers 2021: 1). Um sicherzustellen, dass sich strate-
gische Vorgaben auch in praktische Politik übersetzen, bedarf 
es deshalb einer systematischen Überprüfung der sicherheits-
relevanten Ausgaben im Haushalt, einer sogenannten „Spen-

6    So argumentieren Ballin et al. (2020: 75) beispielsweise für den Fall der 
Niederlande: „The structural integration of internal and external security 
– which still remain separate worlds despite the repeated observations 
about their interconnectedness – is no easy task and is largely terra incogni-
ta, but remains very important.“

Die Strategie in den Haushalt  
übersetzen – Zeit für eine „Strategic 
Spending Review“

Quelle: eigene Darstellung

Abbildung 1: Mögliche Elemente eines strategischen Ökosystems 	  

Parlamentarische  
Konferenz für nationale 

Sicherheit  
(zusammengesetzt aus 
Mitgliedern des Deut-

schen Bundestags sowie 
der Landtage )

Exekutive Legislative Wissenschaft und 
Zivilgesellschaft

Sachverständigenrat für 
strategische Vorausschau

Expert_innen-Netzwerk 
für Strategie, Risiken und 

Bedrohungen

Unabhängige  
Audit-Stelle Finanz- und  

Sicherheitspolik 

Strategiestab  
Bundeskanzleramt

Strategiestäbe in  
ausgewählten Ministerien

Clearingstelle Haushalt 
und Strategie

Strategiestäbe / - be-
auftragte in den Staats-
kanzleien und/oder den 
Landesinnenministerien 

4Innere Sicherheit gleichrangig mitdenken — FES impuls 



ding Review“. Dieses Instrument ist in Deutschland zwar be-
kannt, bisher aber nur in einigen ausgewählten Politikfeldern 
zum Einsatz gekommen (BMF o. J.). Für das Jahr 2023 scheint 
es noch nicht entschieden zu sein, in welchem Politikfeld eine 
Spending Review erfolgen soll (BMF 2022: 13). Dies wäre 
eine gute Gelegenheit, um das Bundesministerium der Finan-
zen (BMF) frühzeitig in die Entwicklung einer Sicherheits-
strategie einzubinden. Allerdings hat es den Anschein, dass in 
den bisherigen Spending Reviews der Fokus eher auf Fragen 
der Effizienz lag. Hinsichtlich der Haushalte für nationale Si-
cherheit sollten hingegen Fragen der Effektivität der Sicher-
heitsvorsorge und der Resilienz von Staat und Gesellschaft im 
Zentrum des Erkenntnisinteresses stehen. Für derartige Spen-
ding Reviews zur nationalen Sicherheit braucht es also sehr 
spezifische Expertise an der Schnittstelle zwischen Sicher-
heits- und Finanzpolitik. Daher sollte eine dezidierte „Clea-
ringstelle Haushalt und Strategie“ als wichtiges Element eines 
strategischen Ökosystems dauerhaft im Finanzministerium 
etabliert werden (siehe Abbildung 1). Als Gegenstück braucht 
es zudem eine unabhängige wissenschaftliche „Auditstelle für 
Finanz- und Sicherheitspolitik“.

Clearing- und Auditstelle sollten neben einer regelmäßigen 
strategischen Spending Review auch einzelne Ressorthaushal-
te auf den Prüfstand stellen. So gilt es zu vermeiden, dass auf-
grund von Pfadabhängigkeiten einfach immer nur neue Res-
sourcen für neue politisch definierte Schwerpunkte bereitge-
stellt werden. Vielmehr sollte auch eine systematische Aufga-
benkritik erfolgen. Ein anschauliches Beispiel bietet die aktu-
elle Diskussion über die Cannabis-Legalisierung. In einer Stu-
die des Düsseldorf Institute for Competition Economics 
(DICE) an der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf wird 
berechnet, dass durch eine Legalisierung von Cannabis für 
den Rechtsstaat theoretisch bis zu 1,4 Milliarden Euro einge-
spart (siehe Haukap/Knoke 2021: 8) und für andere Prioritä-
ten eingesetzt werden könnten. Auch wenn die geschätzten 
Effekte nicht unumstritten sind (z.B. Schneider 2021), zeigt 

sich der grundsätzliche Mehrwert von systematischer Aufga-
benkritik und Haushaltsanalyse schon allein anhand der Di-
mensionen um die es hierbei geht.

Die zuvor skizzierten Elemente eines strategischen Ökosys-
tems existieren zum Teil bereits. Andere Elemente müssen 
hingegen erst etabliert werden. Dieser Aufwand lohnt sich 
aber nur dann, wenn eine nationale Sicherheitsstrategie nicht 
als einmalige Ausnahme entwickelt, sondern in einem regel-
mäßigen Zyklus systematisch überprüft und überarbeitet wird. 
Die Praxis der Niederlande bietet hierfür wiederum ein her-
vorragendes Beispiel. Der dortige Zyklus erstreckt sich über 
drei Jahre und beginnt mit der Formulierung der nationalen 
Sicherheitsstrategie, gefolgt von der Implementierung sicher-
heitspolitischer Maßnahmen zur Erreichung der strategischen 
Ziele. Sowohl diese Umsetzung der Strategie als auch Verände-
rungen bei Risiken und Bedrohungen werden in Zwischen-
schritten überprüft, und es werden gegebenenfalls Anpassun-
gen an Strategie und Maßnahmen vorgenommen. Zum Ende 
des Zyklus wird die Strategie einer umfassenden Überprüfung 
unterzogen und auf dieser Basis die Formulierung der nächs-
ten Strategie begonnen (NCTV 2019: 9f.). Ein ähnlicher Zyk-
lus sollte auch in Deutschland etabliert werden. Allerdings 
bietet sich hier eher ein vierjähriger Turnus mit einer mid-
term-review nach zwei Jahren an. 

Der erste Prozess zur Erstellung einer umfassenden natio-
nalen Sicherheitsstrategie Deutschlands steht zudem vor be-
sonderen Herausforderungen (siehe Abbildung 2). So hat sich 
die Bundesregierung nicht nur vorgenommen, eine nationale 
Sicherheitsstrategie zu entwickeln, sondern auch die deutsche 
Sicherheitsarchitektur zu überprüfen und anzupassen. Diese 
Revision der deutschen Sicherheitsarchitektur ist im Koaliti-
onsvertrag nicht in Bezug zur Entwicklung der nationalen Si-

RegelmäSSiger Strategiezyklus 
statt strategischer Eintagsfliegen

Quelle: eigene Darstellung

Abbildung 2: Prozessskizze zur Etablierung des strategischen Ökosystems bis 2025 	  

Interims Strategie
(?) 

(DENSS 2022)

Entschließungsantrag 
»Strategiefähigkeit«

Einrichtung der 
Institutionen eines 

strategischen 
Ökosystems

2023 2024 20252022

Strategieprozess
Deutsche Nationale 
Sicherheitsstrategie 

2023 
(DENSS 2022)

Reformgesetz
»Deutsche 

Sicherheits- 
architektur  

2025«

Periodischer  
Sicherheitsbericht

Überwachungs- 
gesamtrechnung

Anpassung / Erstellung 
von Sektorstrategien

Strategische  
»Spending Review«

Mid-Term Review 
(DENSS 2022)

Enquete-Kommisssion
»Deutsche  

Sicherheitsarchitektur«

5Innere Sicherheit gleichrangig mitdenken — FES impuls 



cherheitsstrategie gesetzt worden. Dabei sollte beides sinnvoll 
miteinander verknüpft werden: Die Überprüfung der deut-
schen Sicherheitsarchitektur sollte am besten erst auf Grund-
lage der nationalen Sicherheitsstrategie erfolgen. Sie könnte 
in Form einer Enquete-Kommission angegangen werden, die 
in 2024 tagt und Empfehlungen für ein Reformgesetz „Deut-
sche Sicherheitsarchitektur 2025“ auf Basis der Nationalen Si-
cherheitsstrategie 2023 formuliert. Auch die Erstellung einer 
Überwachungsgesamtrechnung – die für die zukünftige Ar-
beit von Nachrichtendiensten und Sicherheitsbehörden von 
großer Relevanz sein dürfte und die für 2023 vorgesehen ist – 
sowie die nächste Ausgabe des periodischen Sicherheitsbe-
richts sind hierfür wichtige Bezugspunkte. In diesem umfas-
senden Reformgesetz sollten Bundestag und Bundesrat – ne-
ben etwaigen Änderungen an der bestehenden Sicherheitsar-
chitektur – dann auch den geforderten festen Strategiezyklus 
und die neu etablierten Institutionen des strategischen Öko-
systems verankern.

Es wird deutlich, dass die Entwicklung einer nationalen Si-
cherheitsstrategie ein komplexes Unterfangen ist. Diese An-
strengungen sollten sich daher nicht in der Erstellung eines 
einzelnen Strategiedokumentes erschöpfen. Das weiter rei-
chende Ziel sollte die Ausprägung einer lebendigen, anpas-
sungsfähigen und robusten strategischen Kultur sein, die mit 
der strategischen Expertise in Wissenschaft und Zivilgesell-
schaft eng verzahnt ist. Diese strategische Kultur darf zudem 
nicht länger auf die üblichen, international ausgerichteten 
Bundesressorts fokussiert bleiben. Die Akteure der inneren 
Sicherheit in Bund und Ländern müssen systematisch in die 
nationale Strategiegemeinschaft einbezogen werden und sich 
umgekehrt aktiv in den Strategieprozess einbringen. Die ak-
tuelle Koalition hat es in der Hand, die nötigen Grundlagen 
für ein solches strategisches Ökosystem zu legen. Die damit 
verbundenen Kosten werden im Vergleich zu den aktuell dis-
kutierten Mittelaufwüchsen für internationale Sicherheitspo-
litik kaum ins Gewicht fallen. Mehr noch: Diese bescheidenen 
Investitionen bieten erst die Gewähr dafür, dass die enormen 
Haushaltsmittel, die wir für die Bereiche der inneren und äu-
ßeren Sicherheit aufwenden, wirklich effektiv im Sinne einer 
Gesamtstrategie eingesetzt werden.   

FaZIT
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